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Um die momentane Situation in Afghanistan einzuordnen, ist es wichtig, die
Geschichte zu kennen. Nach der Kolonialzeit unter britischer Vorherrschaft
erlangte  Afghanistan  1919  seine  Unabhängigkeit.  In  den  1930er  Jahren
wurden nach und nach demokratische Rechte im damaligen konstitutionellen
Königreich eingeführt, wie Wahlrecht, Frauenwahlrecht und Pressefreiheit.
Dennoch war das Land von einer starken Bürokratie und Korruption geprägt
und  industriell  völlig  unterentwickelt.  So  gab  es  zum  Beispiel  eine
Analphabetenrate von 90 Prozent. Erst 1973 wurde durch einen Putsch unter
Daoud Khan die Republik  Afghanistan ausgerufen,  die  bis  1978 bestand.
Seine Ziele  waren die  Modernisierung und Alphabetisierung des  Landes.
Unter ihm gab es ein Einparteiensystem unter der Nationalen Revolutionären
Partei, der Einfluss der Sowjetunion auf das Land wurde ausgeweitet und die
Monarchie wurde vollständig zurückgedrängt.  Trotzdem blieb das System
sehr bürokratisch und vollkommen kapitalistisch.  Vieles,  was Daoud sich
vorgenommen hatte, wurde nicht erreicht und die Sicherung seines Regimes
musste mit Gewalt durchgesetzt werden. Das Regime hat jeden Widerstand
brutal niedergeschlagen. Getragen wurde Daouds Regime vor allem von den
Offizieren im Militär, die von nationalistischen Ideen inspiriert waren. Die
Kommunist_Innen waren damit  höchst  unzufrieden und organisierten den
Widerstand.  Am  1.  Januar  1965  wurde  die  Demokratische  Volkspartei
Afghanistans gegründet, die erste kommunistische Partei Afghanistans. Die
Partei wurde 1966 verboten und spaltete sich 1967 in zwei, sich oft feindlich
gegenüberstehende Flügel. Diese hießen Khalq- und Parcham-Fraktion und
hatten jeweils  eigene Generalsekretäre  und Politbüros.  Diese  waren sich
uneinig, wie man die Macht erringen und den Staat aufbauen sollte: Khalq
war  für  eine  klassisch  stalinistische  Revolution  von  oben  durch  eine
Kaderpartei  und  Parcham  für  eine  Revolution  durch  Volksfront  aus
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patriotischen und antiimperialistischen Kräften. Schließlich wandten sie sich
jedoch zusammen gegen das Regime. Am 28. April 1978 gelangte die DVPA
durch  die  Saurrevolution  an  die  Macht  und  rief  die  Demokratische
Volksrepublik  Afghanistan  aus.

Daraufhin wurde die Demokratische Republik Afghanistan ausgerufen. Die
stalinistische  Bürokratie  der  Sowjetunion  war  über  den  Machtwechsel
geteilter Meinung, da sie auch zum vorherigen Regime eine gute Beziehung
pflegte. So unterstütze die Sowjetunion das neue Regime zunächst kritisch,
was sich aber schnell  normalisierte.  Auch nach der Revolution hatte die
Sowjetunion  die  wirtschaftliche  und  militärische  Kontrolle,  während  die
politische  Kontrolle  in  Händen  der  DVPA  lag.  Aufgrund  ihrer  guten
Beziehungen zur Sowjetunion und in die Armee hatten die Khalq, mit deren
führenden Kopf Taraki an der Spitze, die absolute Vorherrschaft in Partei
und Staat.

Während  dieser  Zeit  gab  es  zahlreiche  soziale  Reformen:  Agrarreform,
Verbot  von  Zwangsehen,  Religionsfreiheit,  Bekämpfung  Analphabetismus,
Recht auf Bildung für Frauen, Schulpflicht, Überwachung und Kontrolle der
Moscheen, Industrialisierung, Ausbau des öffentlichen Gesundheitswesens.
Ihr beabsichtigtes Ziel war es, das Land in kürzester Zeit zum Sozialismus zu
bringen, zu mindestens sagten sie das. Dennoch fanden keine Enteignungen
und keine Bildung von Arbeiter_Innen und Bäuer_Innenräten statt. Es waren
im Grunde nur sehr linke bürgerliche Sozialreformen. Trotz fortschrittlichen
Charakters fanden viele Reformen gerade bei der ländlichen Bevölkerung
wenig  Akzeptanz,  was  auf  die  fehlende  Verankerung  des  Regimes  im
ländlichen Raum zurückzuführen ist. Dort wuchs der Widerstand unter den
islamistischen Widerstandskämpfern, den Mudschaheddin. Die Sowjetunion
bot der Regierung dagegen bereits militärische Hilfe an, doch dazu kam es
nicht, weil Tarakis Stellvertreter Amin an die Macht kam, und Taraki selbst
ermorden ließ. Amin stellte sich gegen die gesamte Partei und nachdem sich
Amin nun auch der USA zuwandt, ließ die Sowjetunion ihn ermorden und
ersetzte ihn durch einen Anführer der Parcham. Die Khalq-dominierte Armee
erkannte  die  neue  Regierung  nicht  an  und  es  kam zu  Desertionen  und
Zusammenarbeiten zwischen Khalqisten und den Mudschaheddin.



Welche Rolle spielte der Westen?

Aufgrund  des  Einflusses  der  Sowjetunion  auf  Afghanistan  hat  der  US-
Auslandsgeheimdienst CIA mit dem pakistanischen Geheimdienst die Mud-
schaheddin finanziell  massiv  unterstützt  in  der Hoffnung,  dass diese das
Land destabilisieren. Tatsächlich erhoben sie bald den Machtanspruch und
1979,  nur  ein  Jahr  nach  der  Ausrufung  der  Republik,  marschierte  die
Sowjetunion ein. Die USA wollte die Hilfe für die Mudschaheddin mit allen
verfügbaren  Mitteln  erweitern,  zunächst  unter  dem  demokratischen
Präsidenten  Carter  und  ab  1981  noch  stärker  unter  dem  Republikaner
Reagan. Dazu gehörten die Finanzierung, Bewaffnung und die Ausbildung
der Widerstandskämpfer.

Auch andere westliche Länder wie Großbritannien unter Thatcher fuhren
Kurs  gegen  die  Sowjetunion  und  beteiligten  sich  an  verschiedenen
Programmen.  Viele  westliche  Staaten  beteiligten  sich  in  Form  von
medizinischer Hilfe an US-Programmen. Der blutige Krieg hielt bis 1989 an,
kostete eine Millionen Afghan_Innen das Leben, trieb unzählige in die Flucht
und  mündete  mit  dem  Rückzug  der  sowjetischen  Armee  in  einem
Bürger_Innenkrieg, in dem die islamistischen Kräfte die Oberhand gewinnen
und die neue Regierung bilden. Vor der Unterstützung durch den Westen hat
der  Islamismus  kaum eine  Rolle  in  Afghanistan  gespielt,  2001  kam der
Einmarsch durch die NATO-Staaten wegen der islamistischen Regierung der
Taliban.  Also  unterstützten  sie  die,  die  sie  heute  bekämpfen  und  die
Afghan_Innen kennen seit über 40 Jahren nichts als Krieg.

Was können wir aus der Vergangenheit Afghanistanslernen?

Die  afghanische  Vergangenheit  zeigt  uns,  dass  Interventionen  und
Unterstützung  anderer  Gruppen  durch  imperialistische  Mächte  nicht  im
Interesse der dortigen Bevölkerung und gar der „Demokratie“ geschehen.
Sie verteidigen immer bloß ihr eigenes Interesse und das mit allen Mitteln,
selbst wenn es bedeutet, dass man sich mit reaktionären Kräften gegen den
gemeinsamen Feind verbündet. Das hat sich nicht nur in Afghanistan bei der
Unterstützung der Mudschaheddin gezeigt, sondern auch zum Bespiel beim
Abschlachten von Vietnames_Innen im Vietnamkrieg.



Wir dürfen daher als Kommunist_Innen den imperialistischen Staaten nicht
vertrauen und dürfen nicht darauf hoffen, dass sie Verantwortung für ihr
Handeln  tragen  werden.  Nur  eine  proletarische,  trotzkistische
Arbeiter_innenbewegung ist in der Lage die unterdrückten Massen in den
Halbkolonien aus den Fesseln der Imperialist_Innen zu befreien.

Revolutionäre
Jugendinternationale  –  Welche
Organisation  braucht  die
Jugend?

Sozialistenkongress  –  1907  in
Stuttgart

Vor etwas mehr als 100 Jahren wurde die erste internationale revolutionäre
Jugendorganisation  gegründet.  Im  August  1907  versammelten  sich  21
Delegierte – junge Revolutionäre und Revolutionärinnen – aus 13 Staaten auf
dem  „Internationalen  Sozialistenkongress“  in  Stuttgart.  Das  war  die
Geburtsstunde der Sozialistischen Jugendinternationale. Am Ende des Jahres
1907 repräsentierte sie mehr als 60.000 Jugendliche.

Schon Ende des 19. Jahrhunderts hatten sich wiederholt starke sozialistische
Jugendorganisationen  –  besonders  in  Skandinavien,  in  Belgien  und  den
Niederlanden – gebildet. Doch diese ersten Erfahrungen und Entwicklungen
waren  noch  nicht  konstant  genug,  um eine  internationale  Koordinierung
aufzubauen.
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Karl Liebknecht

Die Gründungsmitglieder der Jugendinternationale, um ihren ersten Sekretär
Karl Liebknecht, sahen jedoch klar die Notwendigkeit einer internationalen
revolutionären  Jugendorganisation.  Sie  ergab  sich  aus  der  Stellung  der
Jugend, ihrer speziellen Unterdrückung und dem internationalen Charakter
des Imperialismus. Die Jugend, damals wie heute, war nicht nur besonders
stark  ausgebeutet  in  der  Produktion,  hatte  nur  selten  Zugang  zu
Bildungseinrichtungen und kaum politische Rechte. Die Jugendlichen sollten
auch die Ersten sein, die in dem imperialistischen Krieg von 1914-1918 an
den  Fronten  des  Ersten  Weltkrieges  für  die  Interessen  „ihrer“
imperialistischen Nationen sterben sollten. Daher war, neben dem Kampf für
Bildung und Jugendschutz, vor allem der revolutionäre Antimilitarismus die
Grundlage der sozialistischen Jugendinternationale von 1907.

Doch in vielen europäischen Staaten musste sich die Jugend innerhalb der
sozialistischen  Bewegung  selbst  das  Recht  auf  eigene  Organe  und
Vertretungen  erkämpfen.  Der  reformistische  Flügel  in  der  Zweiten
Internat ionale ,  der  s ich  auf  e ine  entstehende  Schicht  von
GewerkschaftsbürokratInnen,  ParlamentarierInnen  und  hohe
ParteifunktionärInnen stützte, fürchtete sich vor der revolutionären Dynamik
unabhängiger  Jugendverbände.  Der  Kampf  für  die  organisatorische
Unabhängigkeit  der Jugend war also von Beginn an auch ein Kampf des
linken, revolutionären Flügels der Arbeiterbewegung.

So beobachtete Lenin 1916, als sich die Konflikte unter den Eindrücken des
Krieges  weiter  verschärften:  „Es  kommt  oft  vor,  dass  Vertreter  der
Generation der Erwachsenen und Alten es nicht verstehen, in richtiger Weise
an die Jugend heranzutreten, die sich zwangsläufig auf anderen Wegen dem
Sozialismus nähert, nicht auf dem Wege, nicht in der Form, nicht in der
Situation wie ihre Väter. Das ist einer der Gründe, warum wir unbedingt für
die organisatorische Selbständigkeit  des Jugendverbandes eintreten, nicht
nur deshalb, weil die Opportunisten diese Selbständigkeit fürchten, sondern
auch dem Wesen der Sache nach. Denn ohne vollständige Selbständigkeit
wird die Jugend nicht imstande sein, sich zu guten Sozialisten zu entwickeln
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und sich darauf vorzubereiten, den Sozialismus vorwärts zu führen.“

Der herannahende Krieg

Bereits  1907  waren  die  Vorzeichen  des  ersten  imperialistischen
Weltkrieges  zu  erkennen.  Alle  Staaten  vergrößerten  ihre
Tötungsmaschinerie, neue Technologien wie Luftwaffe und C-Waffen wurden
entwickelt.  Die  stehenden  Heere  wurden  vergrößert.  Eine  Welle  des
nationalen Chauvinismus ging durch die Völker Europas. Jede Kolonialfrage,
d.h.  die  Unterdrückung  anderer  Länder  und  Kontinente,  wurde  als
Existenzfrage der „eigenen Nation“ diskutiert. Die bürgerliche Intelligenz,
Pfaffen,  Adligen  wie  Großkapitalisten  bemühten  sich,  diese  Welle  des
Rassismus und reaktionärem Nationalismus zu  verbreiten,  um den Krieg
vorzubereiten.

Wichtige Adressat_innen dieser Ideologien waren auch die Arbeiter_innen
und die Jugend, also jene, die von den Herrschenden, von Monarchie und
Bourgeoisie,  in  den  Krieg  geschickt  werden  sollten.  So  sollte  der
internationalistische Widerstand gegen Krise, Verarmung und Krieg auf den
Amboss  der  kap i ta l i s t i s chen  Nat ion  ge leg t  werden .  D ie
Gewerkschaftsbürokrat_innen  und  die  reformistischen  Führer_innen  der
Zweiten  Internationale,  allen  voran  die  SPD,  ergriffen  schließlich  den
dazugehörigen Hammer, um ihn gegen die revolutionäre Arbeiterbewegung
zu schwingen. Dem unsicheren Ausgang der proletarischen Revolution zogen
sie die vermeintliche Sicherheit des imperialistischen Gemetzels vor.

Mit  der  Zeitschrift
„Jugendinternationale
“  a g i t i e r t e n  d i e
Revolutionär*innen
gegen den Krieg.

Wo die offiziellen Führer_innen versagten, war es die proletarische Jugend,
die am entschlossensten gegen den Militarismus vorging. Mehr und mehr
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traten nicht für ihr „Vaterland“ ein, sondern für das Endes Krieges und das
Ende  der  sogenannten  „Burgfriedenspolitik“,  also  das  Aussetzen  jeder
Klassenaktion, um die Kriegsanstrengungen des „eigenen“ Landes nicht zu
gefährden. Die Jugend erkannte zunehmend, dass die Niederlage im Krieg
allemal das kleinere Übel war als der fortgesetzte Klassenfrieden. Sie warben
für politische Streiks, die Sabotage der Kriegsindustrie, den Massenstreik
gegen den Krieg. Die Aktion der Arbeiter_innen und der Jugend sollte in
einen revolutionären Sieg – wie in Russland 1917 – umgewandelt werden.

Nur durch den proletarischen Kampf, so die Jugendinternationale, konnten
Millionen  junger  Männer  vor  dem  imperialistischen  Massaker  geschützt
werden.  Der  reformistische  Teil  der  Sozialdemokratie  hingegen  trat  für
„Abrüstung“ und „Pazifismus“ ein, nur um in der entscheidenden Stunde, die
Kriegskredite  für  die  weitere  Aufrüstung  zu  unterstützen  und  zur
„Vaterlandsverteidigung“ aufzurufen.  Ihr  bürgerlicher  Pazifismus,  der  vor
allem die revolutionäre Gewalt fürchtete, wurde in der Stunde der Not zum
bürgerlichen Militarismus, der die reaktionäre Gewalt heiligte.

Die sozialistischen Jugendverbände argumentierten dafür die Waffen gegen
die Herrschenden zu richten, um den Krieg zu beenden. Die Reformisten
argumentierten dafür, die Waffen auf die Arbeiter_innen der anderen Länder
zu richten. Einen Zwischenweg konnte es nicht geben.

Die internationale Solidarität war daher für die Jugendinternationale keine
Phrase, sondern eine Praxis im Klassenkampf, die den jungen Genossinnen
und Genossen vermittelt werden sollte. So sagte Liebknecht auf dem zweiten
Kongress der JI, dass „die Erziehung der Jugend in diesem Geiste, […] eine
der wichtigsten Aufgaben des kämpfenden Proletariats, und die selbständige
proletarische  Jugendbewegung  […]  das  wirksamste  Mittel  zu  dieser
Erziehung“  sei.

Die  Jugendorganisationen  wollten  also  der  Jugend  den  Sozialismus
vermitteln.  Ihre  Kämpfe  um  demokratische  Rechte,  Bildung  und
Jugendschutz  sollten mit  den Kämpfen des Proletariats  zusammengeführt
werden. Nur mit einem revolutionären Programm, Seite an Seite mit der
Arbeiterklasse,  war  diese  Auseinandersetzung  denkbar.  Nur  so  war  der



Widerstand gegen die Kapitalist_innen und ihren Staat möglich.

Die  Reaktion der  herrschenden Eliten war eine weitere  Verstärkung der
Repression. So war es Jugendlichen unter 18 Jahren ab 1908 im deutschen
Kaiserreich untersagt, sich politisch zu betätigen, auf Demonstrationen zu
gehen oder an Versammlungen teilzunehmen.  Der Kampf um die Jugend
durch  die  Jugendorganisationen  ( in  Deutschland  FJO-  Freie
Jugendorganisation) fand illegal statt.  Die bürgerlich-reaktionäre Ordnung
wollte,  noch  weniger  als  die  Reformist_innen,  keine  selbständigen
Jugendverbände.  Für  sie  war  die  Jugend  Befehlsempfänger,  billige
Arbeitskraft  und  künftiges  Kanonenfutter  –  und  sollte  es  gefälligst  auch
bleiben.

Sozialdemokratische Verräter und revolutionäre Jugend

Beginn  des  ersten  Weltkrieges:
Noch herrscht  Euphorie  und die
rechte Sozialdemokratie tut alles,
um ihr „Vaterland“ zu verteidigen.
Doch die linke Jugend, wehrt sich
gegen diesen Verrat!

1914, mit dem Beginn des zweiten Weltkrieges, verrieten die Führer Zweiten
Internationale alles, wofür die Arbeiterbewegung bisher gekämpft hatte. Mit
der Einberufung von Millionen
Proletarier_innen und Jugendlicher in den imperialistischen Krieg wurden
auch die sozialistischen Jugendorganisationen vor die alles entscheidende
Frage der Zeit gestellt: Sozialchauvinismus der Rechten oder revolutionärer
Internationalismus der Linken?

So  erschienen  während  des  Krieges  15  Ausgaben  der  Zeitung  „Jugend-
Internationale“. In ihr nahmen die jungen Revolutionär_innen entschieden
Stellung  gegen  den  Verrat  der  „Vaterlandsverteidiger“  in  den
Arbeiterparteien.  Die Jugend hatte die  „internationale Solidarität“  anders
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gelernt und verstanden. Ihre Konsequenz, war der Bruch mit der Zweiten
Internationale.  Große  Teile  der  Aktivist_innen  wurden  1919
Gründungsmitglieder der Kommunistischen Internationale.  In Deutschland
war  die  Jugend  ein  großer  Teil  des  Spartakusbundes  und  der  später
gegründeten KPD, in Russland lag der Altersdurchschnitt der Bolschewiki bei
Anfang 20.

Es war also die Jugend und ihre Entschlossenheit mit dem Reformismus zu
brechen, sowohl politisch, als auch organisatorisch, die den Grundstein für
neue revolutionäre Parteien in ganz Europa legte. So schrieb auch Lenin in
der  „Jugend-Internationale,  dass  „bei  dieser  Sachlage in  Europa […] der
Verbindung sozialistischer Jugendorganisationen die gewaltige und dankbare
– dafür aber auch schwerere – Aufgabe des Kampfes für den revolutionären
Internationalismus,  für den wahren Sozialismus,  gegen den herrschenden
Opportunismus,  der  sich  auf  die  Seite  der  imperialistischen  Bourgeoisie
geschlagen  hat“  zufalle.  Die  Spaltung  von  den  alten  Mutterparteien,
schwächte also den Reformismus, stärkte aber gleichzeitig die revolutionäre
Bewegung!

Krise, Armut, Krieg – altes Elend, neue Jugendinternationale!

REVOLUTION-Block  auf  einer
ersten  Maidemonstration

Das imperialistische Staaten Jugendliche zum Militär einziehen, in den Krieg
schicken, um dort ihre Lebensgrundlage und Zukunft vernichten, ist auch
heute noch so. Eine der tiefsten Krisen des Kapitalismus bereitet eine neue
gesellschaftliche  Katastrophe  vor.  Das  was  für  eine  sozialistische
Gesellschaft  zu  einer  Errungenschaft  werden  würde,  wird  für  den
Kapitalismus zum Krisenauslöser – nämlich, dass er „zu viel“, „zu effektiv“
produziert. Die Lösung der Kapitalist_innen der einzelnen Nationen ist es
also…  möglichst  viel,  möglichst  effektiv  zu  zerstören.  Begonnen  wird
natürlich bei den sozialen Errungenschaften der Arbeiter_innenbewegung.
Gesundheitssysteme, Renten, Bildungseinrichtungen, Arbeitsrechte, Löhne,
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allem, wofür wir für Jahrzehnte gekämpft haben, wird durch den die Angriffe
der Kapitalist_innen in Kürze vernichtet. All das ist Ausdruck dafür, dass der
Kapitalismus sich überlebt hat.

Während die internationale Umweltkatastrophe voranschreitet,  die
zu  einer  ernsten  Bedrohung  für  die  Menschheit  wird,  retten  die
kapitalistischen Staaten das Bank- und Industriekapital – auf Kosten
der Lohnabhängigen.
Während  von  der  Sicherheit  der  Weltbevölkerung  geredet  wird,
stürzt der „Krieg gegen den Terror“ immer breitere Teile der Welt in
Krieg und Elend, öffnet auch in den „demokratischen Nationen“ Tür
und Tor für… einen Krieg gegen die Arbeiter_innenbewegung.
Doch Demokratie lässt sich auch ohne Terror vernichten. Das zeigen
die  Kapi ta l i s t _ innen  anschaul ich  in  Europa ,  wo  e in
Technokratenregime – notfalls auch Faschisten, wie die Chrysi Avgi
in Griechenland – nach dem Anderen durch EZB, EU-Bürokratie und
IWF an die Macht gehievt werden.
Während  die  Regierungen  der  imperialistischen  Nationen  von
Abrüstung  reden  und  über  Schurkenstaaten  wie  den  Iran  oder
Nordkorea  krakeelen,  wird  hinter  den  Kulissen  aufgerüstet.  Die
Armeen  der  unterschiedl ichen  Nat ionen  werden  zur
Aufstandsbekämpfung mobilisiert, die USA versuchen verzweifelt mit
Kriegen  wie  im  Irak  oder  in  Afghanistan  ihre  militärische
Machtposition  zu  halten,  während  Nationen  wie  China  oder
Deutschland versuchen einen neuen Anlauf auf die „Neuaufteilung
der Welt“ zu nehmen, indem sie „ihren“ Kontinent unterwerfen, um
sich danach an die Unterwerfung der Welt zu machen.

Die Jugend ist und wird an vorderster Stelle von dieser Katastrophe
betroffen sein. Doch wir stehen auch an vorderster Stelle in dem Kampf,

diese  Katastrophe  abzuwenden.  Diktatoren  wie  Ben  Ali,  Gaddafi  oder
Mubarak wurden durch die Aufopferungsbereitschaft von uns Jugendlichen
gestürzt.  Bei den Generalstreiks in Südeuropa standen wir in den ersten
Reihen des Widerstands, überall auf der Welt waren die Bildungsproteste der
letzten  Jahre  auch  ein  Vorbild  für  radikalere  Streikaktionen  von
Arbeiter_innen.
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Wir,  von  der  unabhängigen  internationalen  Jugendorganisation
REVOLUTION, wollen diese internationalen Kämpfe der Jugend zusammen
führen. Heute ist der Kampf für eine kommunistische Jugendinternationale
dringender denn je. Nach dem Vorbild von 1907 wollen wir die Jugend gegen
Imperialismus und Krieg zusammenbringen, wollen gegen die verbreiteten
libertären und reformistischen Ideologien unter der Jugend ankämpfen. Die
Erfahrungen der letzten Krisenjahre zeigen diese Notwendigkeit mit aller
Schärfe.

In  Griechenland  erleben  wir  eine  lang  anhaltende  revolutionäre
Krisenperiode, die die Frage der Machtergreifung der Arbeiterklasse auf die
Tagesordnung  stellt.  Doch  vor  die  Perspektive,  der  Bildung  einer
Arbeiterregierung gestellt, schrecken die reformistischen Führer_innen von
SYRIZA (wie auch die KKE und Antarsya) zurück. Die einen hoffen auf eine
Regierung  der  nationalen  Rettung,  die  anderen  weigern  sich  für  eine
Regierung der Arbeiterorganisationen, gestützt auf ein Programm, das mit
dem  Kapitalismus  bricht,  zu  kämpfen.  So  lähmen  sie  die  Kräfte  der
Lohnabhängigen  und  überlassen  die  Offensive  den  Imperialisten,  der
griechischen  Regierung  und  den  Faschisten.

In Frankreich war die „Parti de Gauche“, die Schwesterpartei der LINKEN,
euphorisch, als französische Truppen Ende letzten Jahres in Mali landeten,
um nach den Worten des sozialdemokratischen Präsidenten Hollandes für die
Demokratie  zu  kämpfen  –  heißt  für  das  Recht  der  französischen
Kapitalist_innen, weiter die Rohstoffe in Mali auszubeuten. Doch der beste
Ausdruck für den Verrat des Reformismus ist, wie bereits 1914, die Politik
der SPD, die bürokratische Führung der Gewerkschaften, der die Linkspartei
keine grundsätzliche Alternative zu bieten vermag.

Während  die  ersten  beiden  sich  offen  zum  deutschen  Imperialismus
bekennen  –  so  stellte  sich  Anfang  diesen  Jahres  der  DGB-Vorsitzende
Sommer hinter die Bundeswehr und Ende letzten Jahres der IGM-Vorsitzende
Huber gegen den Widerstand der spanischen Arbeiterbewegung – glänzt die
Linkspartei dadurch, dass sie sich von links an die rechte Politik der SPD
heranschleichen  will.  Anstatt  ein  klares  antikapitalistisches  Programm
aufzustellen und den europaweiten Widerstand nicht nur auf Sonntagsreden



zu  predigen,  sondern  zu  organisieren,  verwaltet  sie  lieber  den
kapitalistischen Alltag mit. Dafür wurde sie auch, genau wie die SPD nach
der Agenda 2010, auf Landes-, wie auf Bundesebene abgestraft.

Wollen wir eine revolutionäre Alternative dazu aufstellen, müssen wir für die
Schaffung  einer  neuen  Jugendinternationale  eintreten.  Alle
Jugendorganisationen, alle Jugendlichen müssen mit den Organisationen der
Sozialdemokratie brechen, wollen sie wirklich für eine revolutionäre Politik
kämpfen.  So  kann,  auch  ein  Vorbild  für  die  klassenkämpferischen
Arbeiter_innen  geschaffen  werden,  die  noch  innerhalb  dieser  Parteien
verweilen.

Widerstand  braucht  Jugend.  Jugend braucht
Organisat ion.  Organis iere  dich  mit
REVOLUTION  für  den  Aufbau  einer  neuen
Jugendinternationale!

Aber  auch  alle  Jugendorganisationen,  alle  Jugendlichen,  die  sich  bereits
außerhalb dieser Organisationen befinden, können nicht darauf hoffen „nur
auf  lokaler  Ebene“  oder  in  „autonomer  Manier“  den  Widerstand  zu
organisieren. Alle diejenigen, die wirklich für ein revolutionäres Programm
kämpfen wollen, die fordern wir dazu auf, für die gemeinsame Aktion, für
gemeinsame Absprachen, für eine neue kommunistische Jugendorganisation,
eine revolutionäre Jugendinternationale mit uns zu kämpfen!

Ein Artikel von Tobi Hansen und Georg Ismael, REVOLUTION Berlin
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Post  aus  Athen –  Griechenland
am Scheideweg
Am morgigen Tag findet  ein  weiterer  Generalstreik  in  Griechenland
statt. Fast 20 Generalstreiks hat das Land seit Ausbruch der Krise 2007
gesehen –  fast  keine  der  elementaren  Angriffe  konnte  bisher  verhindert
werden.  Im  Zusammenhang  mit  der  sich  zuspitzenden  Lage  und  der
aktuellen  Solidaritätskampagne  unserer  Organisation  veröffentlichen  wir
daher den Bericht unserer Genossin Sonja Spunk, den sie im August 2012
nach ihrem 3 wöchigen Aufenthalt in Athen verfasste.

Nirgendwo sonst fanden in Europa so heftige Klassenkämpfe statt wie in
Griechenland  in  den  letzten  3  Jahren  –  Stahlwerke  und  Krankenhäuser
werden besetzt und unter Arbeiterkontrolle gestellt, ein Generalstreik folgt
dem anderen, riesige Massendemonstrationen lassen die Straßen von Athen
beben und brennen, es kommt zu brutalen Auseinandersetzungen zwischen
der Polizei und den Protestierenden.

REVOLUTION  organisiert
Solidaritätsdelegationen
nach Griechenland.

Doch diese Kämpfe nur zu heroisieren, Solidarität nur Kund zu tun, indem
man Bilder auf Facebook teilt und im viel zu ruhigen Deutschland darauf zu
warten,  dass  die  Griechen  das  Ding  schon  schaukeln  werden,  hilft
niemandem. Denn wenn man genauer hinsieht,  entstanden diese Kämpfe
nicht als eine spontane Idee von einigen Jugendlichen, die Lust auf Krawall
hatten, sondern sie drücken den Willen der Unterdrückten in Griechenland
aus,  die  seit  Beginn  der  Krise  2008  immer  weiter  in  Armut  und  Elend
gedrängt werden. Der Wille nach einem Leben,dass nicht vom auf und ab der
kapitalistischen Wirtschaft  bestimmt ist,  sondern nach einer Zukunft,  die
man selbst in die Hand nehmen kann.
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Um einen Eindruck von den griechischen Lebensverhältnissen zu bekommen,
mit  Aktivisten  zu  sprechen,  über  unsere  eigenen  Vorschläge  für
Griechenlands  Zukunft  zu  diskutieren und um an Aktionen teilzunehmen
haben  wir  von  REVOLUTION  gemeinsam  mit  der  Liga  für  die  5.
Internationale Anfang Juli begonnen, Solidaritätsdelegation nach Athen zu
schicken,  die  bis  Ende  August  mit  wechselnder  Besetzung  vor  Ort  sein
werden. Was nun folgt, ist ein Bericht über die Eindrücke, die wir während
unserer Zeit in Griechenland gewonnen haben, sowie die Schlüsse,die wir
daraus ziehen.

Betrachtet man zu erst einmal das Stadtbild von Athen, und damit meinen
wir nicht die touristischen Einkaufsmeilen oder die Akropolis, sondern die
normalen Wohnbezirke,  ist  man doch erstaunt,  wie groß das Gefälle des
Lebensstandards innerhalb von Europa ist. Zerfallene Häuser reihen sich an
geschlossene Geschäfte vor denen Bettler sitzen, die noch weniger haben als
die erst kürzlich obdachlos gewordenen, die noch viel von dem Hausrat bei
sich haben, der aus ihrer alten Wohnung stammt. Man muss auch nicht in
den hintersten Winkel der Stadt gehen, um Drogenabhängige sich Heroin
spritzen zu sehen, als Student der Polytechnischen Universität wird man von
ihnen an der Eingangstür begrüßt.

Athen macht keinen Hehl daraus, heruntergekommen und von der Krise
schwer  getroffen  zu  sein,  es  wirkt  fast  so  als  wolle  es  allen,  die
hierherkommen, sagen: „So sieht Wettbewerb und Marktwirtschaft auf der
Seite der Verlierer aus!“ Aber die Armut hat keineswegs den Nachgeschmack
der  Hoffnungslosigkeit  oder  der  Ohnmacht  der  Gesellschaft,  ganz  im
Gegenteil.  Was  aus  diesen  Zuständen  erwächst  ist  Widerstand  und
Kampfgeist. Der Wille, für eine bessere Zukunft zu kämpfen, denn was hat
man schon zu verlieren?

Tsipras:  Held  oder
doch eher Heuchler?

SYRIZA, die größte linke Partei,  die bei  den letzten Wahlen beinahe die
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konservative Nea Demokratia vom Throne der Regierung geschubst hätte,
gewann in den letzten Monaten viele Mitglieder und Sympathisanten. Ihre
Forderung  nach  einem  sozialen  Griechenland  der  Arbeiter_innen,  der
Menschen  und  nicht  des  Kapitals,  traf  auf  breite  Unterstützung.  Die
fehlenden drei Prozent zum Wahlsieg, hätten kein Hindernis für SYRIZA sein
sollen, um auch nach der Wahl den Kurs Richtung Antikapitalismus zu halten,
gegen die neue Regierung zu mobilisieren und sich auf die Basisstrukturen
zu stützen, die die griechische Bevölkerung aufgebaut hat, um sich selbst zu
organisieren.

Stattdessen sieht SYRIZAs Parteivorsitzender Tsipras tatenlos zu, wie die
Regierung  neue  Angriffspläne  schmiedet,  wie  zum  Beispiel  das  bereits
durchgesetzte Sparpaket in Höhe von 11,5 Mrd. Euro, die durch geringere
Renten und massenhafte Entlassungen zusammenkommen sollen oder der
Plan eine 6-tägige Arbeitswoche einzuführen.

Antarsya,  das  kleine  und  radikalere  linke  Bündnis,  eine  Allianz  aus  10
Gruppen, lag bei den letzten Wahlen zahlenmäßig unter einem Prozent. Auf
der Straße scheinen sie jedoch bei sämtlichen Aktionen ganz vorne mit dabei
zu sein. Ein Beispiel war die antifaschistische Demonstration in Nikea, einem
stark migrantisch geprägten Viertel von Athen, das Mitte Juni von Faschisten
und der Polizei pogromartig angegriffen wurde. Am 05. Juli fand dort eine
Demonstration statt, bei der klar wurde, dass die Migrant_innen in Zukunft
mit ausnahmslos allen Mitteln bereit seien, sich selbst und ihren Stadtteil zu
verteidigen. Antarsya-Mitglieder waren dort zahlenmäßig gut vertreten und
mobilisierten zu der Demonstration, jedoch gibt es auch von ihnen keinen
entschlossenen  Schritte  in  Richtung  des  Aufbaus  gemeinsamer
Selbstverteidigungsstrukturen für Migrant_innen und linker Aktivist_innen,
die im Angesicht der immer stärker werdenden Faschist_innen  nun immer
notwendiger werden.

Ebenso wenig Ruhm verdiente sich bisher die stalinistische KKE. So radikal
manche ihrer Thesen auch sein mögen, reicht es doch nicht aus, sich in
seinem Büro zu verschanzen und darauf zu warten, dass die revolutionären
Massen von ganz alleine zu einem strömen. Sie lehnt gemeinsame Aktionen
mit  anderen  Organisationen  meist  ab,  organisiert  nur  eigene



Demonstrationen und auch bei dem jährlich stattfindenden Antirassismus-
Festival, bei dem diesen Sommer 30.000 Besucher teilnahmen, ließ sie sich
nicht  blicken.  Als  vermeintlich revolutionäre Kraft  hätte  sie  die  Pflicht  –
gerade unter dem Anbetracht, dass sie einen erheblichen Organisationsgrad
unter der industriellen Arbeiterklasse besitzt – jeden Kampf mit aller Kraft zu
unterstützen,  um  die  Arbeiter_innen  zum  Sieg  zu  führen.  Stattdessen
versteckt sie sich und mobilisiert ihre Basis nur zu symbolischen Aktionen
außerhalb der praktischen Bewegung. Nur um das theoretische Potential der
KKE und wie sie damit umgeht, aufzuzeigen erinnern wir an den Streik der
Stahlarbeiter in Chalivourgia. Beispielsweise schaffte sie es gemeinsam mit
der ihr nahe stehenden Gewerkschaft „PAME“ innerhalb kürzester Zeit, eine
Demonstration von 30.000 auf die Straße zu bringen, die gegen die Räumung
des besetzten und seit 9 Monaten bestreikten Stahlwerks in Chalivourgia
protestierten.  Über eine Demonstration schienen die Führer jedoch nicht
hinaus gehen zu wollen, weder Syntagma noch Omonia wurden besetzt, das
Stahlwerk nicht zurückerobert.

Doch  bei  aller  Kritik  an  den  politischen  Mängeln  der  einzelnen
Organisationen –  Wie erreicht  man nun sein  Ziel,  wenn scheinbar  keine
Organisation genügend Durchschlagskraft besitzt?

Die  griechische  Arbeiterklasse  darf  sich  weder
von ihren falschen politischen Führern, noch von
der herrschenden Klasse aufhalten lassen, will sie
ihrem Elend ein Ende bereiten!

Schuld sind nicht die Mitglieder, die, wie manche behaupten, gar keine Lust
hätten, die Regierung zu stürzen und die Macht in ihre Hand zu nehmen.
Schuld tragen die Führungen dieser Organisationen, die sich manchmal nicht
einmal  ihres  genauen  Zieles,  manchmal  aber  auch  nur  nicht  dem  Weg
dorthin  bewusst  sind.  Tsipras  spricht  nicht  offen  davon,  eine
Arbeiterregierung und eine Rätedemokratie in Griechenland zu erkämpfen.
Es wüsste auch gar nicht wie, denn er setzt er auf den parlamentarischen
Weg, auf seine Rolle als „verantwortungsvolle Opposition“. Seine Basis will

http://www.onesolutionrevolution.de/wp-content/uploads/2012/09/Athener-Demonstration1.png


aber sicherlich nicht bis zur nächsten
Wahl abwarten und alle Maßnahmen ertragen, die die neue Regierung zur
Zufriedenheit der Bourgeoisie erlässt.

Was die Arbeiter_innen, die Jugend und andere Unterdrückte zum Erfolg,
also  zur  Umsetzung  ihrer  Forderungen  bringen  würde,  wären  riesige
Proteste, die sich auf alle Basiskomitees, Aktions- und Streikkomitees stützen
würden.  Ein unbefristeter Generalstreik,  der die gesamte Wirtschaft  zum
Stillstand bringt  und enormen Druck gegen die  Herrschenden aufbaut  –
letztlich  die  Frage  der  Macht  in  der  griechischen  und  europäischen
Gesellschaft  stellen  würde  –  muss  angekündigt  werden.  Alle  linken
Organisationen,  Migrantenorganisationen,  Jugendorganisationen,
Arbeiter_innen  und  Arbeitslose  müssten  zusammen  eine  demokratisch
gewählte Arbeiterregierung aufbauen, die der Bourgeoisie, der EU, Merkel &
Co. die Stirn bieten kann. Sie müsste sich selbst verteidigen gegen die Polizei
der Herrschenden, gegen das Militär und die Faschisten. Nur auf diesem
Weg, durch die gemeinsame Aktion aller Unterdrückten kommt man dem
Sieg  gegen  die  Kapitalisten  von  Europa,  die  Griechenland  unter  ihrer
Führung behalten wollen, einen Schritt näher.

Griechenland  ist  der  beste  Beweis,  dass  man  im  Parlament  keinen
Kapitalismus reformieren kann, dessen einziges Ziel es ist, die Wirtschaft und
die Gesellschaft und die Kontrolle der Besitzenden zu stellen, während die
Arbeiter_innen  den  eigentlichen  gesellschaftlichen  Reichtum produzieren.
Die  Mehrheit  der  Bevölkerung  will  keine  Sparmaßnahmen  diktiert
bekommen,  aber  im  Parlament  scheint  das  niemanden  zu  interessieren.
Schon das allein zeigt, wie demokratisch dieses Parlament, das über dem
Syntagma Platz erhebt, wirklich ist.

Doch kann man die Griech_innen nicht alleine kämpfen lassen, denn auch ein
noch so sozialistisches Griechenland wäre in Europa vollkommen von der
Wirtschaft isoliert und würde in kürzester Zeit zusammenbrechen, bliebe es
isoliert.  Deshalb  müssen  alle  europäischen  Arbeiter_innen  gegen  ihre
bürgerlichen Regierungen kämpfen, um Solidarität organisieren zu können
und  überhaupt  Handelsbeziehungen  mit  Griechenland  aufrecht  erhalten
können.  Diese  Kämpfe  müssen  international  koordiniert  werden,  von



Gewerkschaften,  von Jugendorganisationen,  von Arbeiterparteien  in  einer
neuen,  fünften  Internationale  Seite  an  Seite  mit  einer  revolutionären
Jugendinternationale!

Ein Artikel von Sonja Spunk, REVOLUTION Ulaan Bataar

Erneute  Kämpfe  in  Ägypten  –
gegen  die  Militärdiktatur,  für
die Revolution
Nach dem Sturz Hosni Mubaraks am 11. Februar 2011 und der Übernahme
der Macht durch das Militär blickt die Welt Ende des Jahres erneut nach
Ägypten. Kurz vor dem ersten Wahlgang für ein neues Parlament kam es in
der  letzten  Woche  zu  neuen Massenprotesten,  diesmal  gegen die  neuen
Herrschenden, gegen den Militärrat.

Aufflammen der Proteste…

Lange Zeit schien es für Viele so,
a ls  wäre  das  Mi l i tär  e ine
schützende  Instanz  für  die
Revolution  in  Ägypten  gegen
Husnis  Mubarak.

Der Ärger in der Bevölkerung über die Armee und den Vorsitzenden des
„Obersten Rats der Streitkräfte“ Mohammed Hussein Tantawi ist groß, denn
die Herrschaft des Militärs erweist sich immer mehr als eine Diktatur gegen
die Revolution und nicht  als  eine angeblich neutrale Instanz welche den
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Übergang zur Demokratie sichern soll. In Wahrheit hat sich nicht all zu viel
verändert,  der  Stil  des  alten  Regimes  wurde  bisher  weiter  fortgesetzt,
Amnesty International behauptet in einem 62 Seiten Bericht sogar, dass sich
die Unterdrückung im Vergleich Mubarak verschärft hätte, immerhin wurden
seit dem Sturz des alten Diktators tausende Menschen vors Militärgericht
gestellt  und der  Ausnahmezustand wurde noch immer nicht  aufgehoben.
Oben drauf präsentierte der Militärrat einen Verfassungsentwurf welcher das
Militär  von  dem Einfluss  des  Parlaments  ausnehmen  solle.  Das  Regime
richtet sich also immer noch gegen die Kräfte, die es vorgibt schützen zu
wollen.  Am  Freitag,  18.  November,  kam  es  deshalb  in  Kairo  zu  einer
Großdemonstration mit der Forderung nach einem Ende der Militärregierung
und einer Übergabe der Macht an eine zivile Regierung. Samstag Morgen
löste  die  Polizei  ein  sit-in  von  ungefähr  200  Angehörigen  von
Revolutionsopfern brutal auf. Die Empörung war groß und der Funke für
spontanere Aktionen und Demonstrationen noch am selben Tag war gestreut.
In der folgenden Woche kam es also zu Massenprotesten mit bis zu 100 000
Menschen  auf  welche  die  Polizei  auf  brutalste  Weise  reagierte.  Sie
antworteten mit Tränengas, Gummigeschoßen, teilweise sogar mit scharfer
Munition,  DemonstrantInnen  berichteten  von  Scharfschützen  auf  den
Dächern  und  Schlägertrupps  auf  der  Straße,  was  laut  Medien  bisher
dutzende Tote forderte.

Die Gefahr des Islamismus?

Die  Mus l imbrüder  in
Ägypten  sind  momentan
gemäßigter  als  es  viele
Medien  darstellen.  Nichts
desto trotz stellen sie eine
Gefahr  für  die  Revolution
dar. Sollte sich die Situation
weiter  Zuspitzen  bzw.  die
Muslimbruderschaft  selbst
an  der  Regierung  sein,
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würde ihre Führung selbst
auf  die  Arbeiterklasse  und
die  revolutionären  Massen
schießen  lassen.

Die Proteste fanden eine Woche vor den ersten Wahlen statt. Die Wahl selbst
zieht sich in drei Etappen bis zum Januar 2012, wo dann ein neues Parlament
und eine neue Regierung feststehen sollten. Nach allen Erwartungen wird
die Muslimbruderschaft die Wahlen gewinnen, dahinter die Salafisten und
dann der ägyptische Block (Liberale, SozialdemokratInnen, etc.). Rund um
die  neu  gegründete  Freiheits-  und  Gerechtigkeitspartei  (Partei  der
Muslimbruderschaft) sind sie die einflussreichste Kraft in Ägypten, was auf
ihre  lange  Tradition  und  Geschichte  zurück  zu  führen  ist.  Die
Muslimbruderschaft wurde nämlich schon 1928 in Ägypten gegründet, ist
somit  am meisten  bekannt,  hat  gute  Strukturen  und  Vernetzungen,  und
konnte sich mit jahrzehntelanger Sozialarbeit beliebt machen. Die westlichen
Medien sind darüber gar nicht glücklich und malen sich Scharia, Dschihad,
Unterdrückung der christlichen Minderheiten und Konflikte mit Israel aus,
die Freiheits- und Gerechtigkeitspartei versucht ein anderes Bild von sich zu
vermitteln,  so meint  Mahmoud Ghoslan,  ein Sprecher der Muslimbrüder:
„Die Ängste sind unbegründet und haben nichts mit der Realität zu tun. Wir
stehen für einen gemäßigten Islam der Mitte, wir wollen nichts mit Gewalt
erzwingen.“ In der Tat fährt die Muslimbruderschaft seit den frühen 70er
Jahren  in  Ägypten  eine  friedliche  Strategie,  und  in  den  letzten  Jahren
gewinnen bürgerlich-demokratische Kräfte, welche für Parlamentarismus mit
islamischen  Einflüssen  stehen,  innerhalb  der  Organisation  vermehrt  an
Einfluss. Würden sie die Wahlen gewinnen bedeutet das also bestimmt nicht
den Ausbruch der islamistischen Konterrevolution. Trotzdem darf die Gefahr
des Islamismus für die ArbeiterInnenbewegung nicht unterschätzt werden
und  die  Freitheits-  und  Gerechtigkeitspartei  muss  als  bürgerliche  Partei
entlarvt  werden,  welche  an  der  Spitze  des  kapitalistischen  Staates  die
Unterdrückung und Ausbeutung der arbeitenden Massen fortführen wird. Die
Krise wird die sozialen und politischen Spannung noch verschärfen und zu
Radikalisierung und Polarisierung beitragen, in so einer Situation kann nur
eine  konsequente  linke  Kraft,  welche  die  Revolution  weiterführt  vor



reaktionären  Entwicklungen  schützen.  Deswegen  braucht  es  eine  neue
revolutionäre  Partei  der  ArbeiterInnenklasse  und  an  ihrer  Seite  die
unabhängige  revolutionäre  Jugend!

Neue Herrscher – alte Scheiße!

Die Armee rund um Mohammed Hussein Tantawi übernahm nach Mubarak
die  Macht  unter  dem  Vorwand  die  Revolution  zu  beschützen  und  den
Übergang zu einer parlamentarischen Demokratie zu garantieren. Die Frage
inwieweit das Militär wirklich bereit ist die Macht abzugeben drängt sich
spätestens seit dem Verfassungsentwurf auf. Offensichtlich interessiert sich
das Militär doch nicht so ganz für die Interessen der Bevölkerung sondern
viel mehr um den Erhalt der eigenen Macht und Privilegien. Traditionell ist
der  ägyptische  Staatsapparat  mit  den  Streitkräften  verwoben  seit  Ali
Muhammad Magib und Gamal Abdel Nasser durch einen Militärputsch an die
Macht kamen. Auch Nassers Nachfolger Muhammad Anwar as-Sadat und
dessen Nachfolger Hosni Mubarak hatten ihre Wurzeln im Militär. Die Macht
in den Händen der Armee zu lassen wäre also ganz in ägyptischer Tradition.
Im Laufe der Zeit haben sich die Offiziere diverse Privilegien zugesichert, vor
dem Hintergrund des Friedens von Camp-David zwischen Ägypten und Israel
1978 zahlen die USA jährlich 1,3 Milliarden Dollar Militärhilfe. Die Offiziere
werden gut bezahlt und gründen Unternehmen, sodass die Armee selbst zum
größten  Arbeitgeber  des  Landes  wird.  Die  Armee  hat  also  ihre  eigenen
bürokratischen  Interessen  und  würde  deswegen  auch  gerne  die  Macht
behalten. Da das jedoch einen Widerspruch zu den Zielen der Revolution und
der Bevölkerung ist und die Armee mit einer halben Millionen Soldaten eine
enorme  Gefahr  darstellt,  ist  es  wichtig  dem  Militär  nicht  zu  vertrauen
sondern  demokratische  Rechte  und  Kontrolle  unter  den  Streitkräften
aufzubauen und die bürokratische Führung abzusetzen. Das ist die Aufgabe
der  Rekruten,  welche  überwiegend  aus  niedrigeren  Schichten  der
Bevölkerung kommen und genau wie ihre Brüder und Schwestern auf den
Straßen für den Fortschritt der Revolution kämpfen müssen und gegen die
Militärführung und die Militärherrschaft. Doch um tatsächlich das System
umzuwälzen  braucht  es  die  Kraft  der  ArbeiterInnenklasse  welche  durch
Streiks  die  Gesellschaft  zum Stillstehen  bringen  können  und  gewaltigen



Druck auf Politik und Wirtschaft ausüben. An die Stelle des Obersten Rats
der Streitkräfte müssen die Massen die wirkliche demokratische Macht von
Räten in Stadtteilen und Betrieben stellen und den Sozialismus aufbauen um
wahre Freiheit und soziale Gerechtigkeit zu verwirklichen!

Ein Artikel, übernommen von REVOLUTION-Österreich
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